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IM NAMEN DER REPUBLIK!

I. Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Klaus HOCHSTEINER Uber die Beschwerde von XXXX, geb.
am XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch RA Edward W. DAIGNEAULT, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom 29.01.2018, ZI. 1169340801 - 171096739 zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 8 3 Abs. 1 AsylG 2005 hinsichtlich Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides als
unbegrindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefihrer (im Folgenden: "BF" genannt) hat am 26.01.2017 durch seinen Vater, als gesetzlichen
Vertreter, den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz gestellt.

Dabei wurde vom Vater angegeben, dass der BF keine eigenen Fluchtgriinde habe.

2. Am 29.01.2018 wurde die Mutter des BF vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Wien
(im Folgenden: BFA), im Beisein eines Dolmetschers flr die Sprache Dari im Familienverfahren niederschriftlich
einvernommen.
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Die Mutter des BF gab dabei an, dass sie mit dem BF, den Geschwistern des BF und ihrem Ehemann gemeinsam in
einem Haushalt lebe. Der BF habe die selben Fluchtgriinde wie sie. Ihr Ehemann habe sich schon in Osterreich
befunden und sie sei von der Schwiegermutter schlecht behandelt worden.

3. Das BFA hat mit dem angefochtenen Bescheid, den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz hinsichtlich
der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten gemal 8 3 Abs. 1 iVm.8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen
(Spruchpunkt I.), dem Antrag bezuglich der Zuerkennung des Status der subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Afghanistan gemaR § 8 Abs. 1 AsylG stattgegeben (Spruchpunkt Il.) und dem BF eine befristete
Aufenthaltsberechtigung gemal 8 8 Abs. 4 AsylG bis 11.06.2018 erteilt (Spruchpunkt I11.).

Die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
begrindete das BFA im Wesentlichen damit, dass die Mutter des BF keine asylrelevante Verfolgung in Bezug auf den

BF vorgebracht habe. Der BF lebe gemeinsam mit seinen Eltern und seinen Geschwistern in einem Familienverband.

Mit Verfahrensanordnung vom 30.01.2018 wurde dem BF der Verein Menschenrechte Osterreich als Rechtsberater zur

Seite gestellt.

4. Gegen verfahrensgegenstandlich angefochtenen Bescheid des BFA, der nunmehr belangten Behorde, wurde
innerhalb offener Frist ein Rechtsmittel eingebracht und der Bescheid hinsichtlich des Spruchteiles |. wegen
Rechtswidrigkeit infolge unrichtiger Beweiswurdigung, Tatsachenfeststellung und rechtlicher Beurteilung angefochten.
Begrindend wurde ausgefuhrt, dass dem BF in Afghanistan Gewalt, Zwangsverheiratung und sexuelle Ausbeutung

drohe.

5. Die Beschwerde und der Bezug habende Verwaltungsakt langten am 02.03.2018 beim Bundesverwaltungsgericht

ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Zur Person der BF1:

Der BF wurde am XXXX in Osterreich geboren, ist Staatsangehériger von Afghanistan und fiihrt den Namen XXXX . Er
gehort der Volksgruppe der Paschtunen an und ist sunnitischer Moslem. Der BF lebt gemeinsam mit seinen Eltern und

seinen Geschwistern in einem Familienverband in Osterreich. Der BF war noch niemals in Afghanistan.

Eigene, in der Person des BF liegende Griinde einer asylrelevanten Verfolgung in seinem Herkunftsstaat konnten nicht
glaubhaft gemacht werden. Es kann nicht festgestellt werden, dass dem BF aktuell in Afghanistan Zwangsverheiratung,
Gewalt, sexuelle Ausbeutung oder Ahnliches drohen wiirde. Auch andere asylrelevante Umstande konnten beim BF

nicht festgestellt werden.

1.5. Feststellungen zum Herkunftsstaat:

Auszug aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation (Stand 02.03.2017)
Baghlan

Baghlan liegt in Nordostafghanistan und wird als eine der industriellen Provinzen Afghanistans gesehen. Sie ist von
strategischer Bedeutung, da sie an sieben weitere Provinzen, inklusive Kabul, grenzt. Baghlan hat folgende
administrative Bezirke, inklusive der Provinzhauptstadt Puli Khumri: Kinjan, Dushi, Banu, Dih Salah, Puli Hisar, Jilgah,
Khost, Talawa Barfak, Farang, Guzargah-a-Noor, Nahrin, Burkah und Dahana-i-Ghori. Im Nordosten grenzt sie an die
Provinzen Panjsher, Takhar und Kunduz, im Westen an Samangan und Bamyan, im Suden grenzt sie an die Provinz
Parwan (Pajhwok 0.D.h). Die Bevdlkerungszahl der Provinz wird auf 926.969 geschatzt (CSO 2016).

Gewalt gegen Einzelpersonen
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Selbstmordattentate, IED-Explosionen und andere Explosionen
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Wirksame Einsatze von Sicherheitskraften
71

Vorfalle ohne Bezug auf den Konflikt

12

Andere Vorfalle

1

Insgesamt

354

Im Zeitraum 1.1. -

31.8.2015 wurden in der Provinz Baghlan 354 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert (EASO 21.1.2016).

Baghlan zahlt zu den relativ volatilen Provinzen Nordafghanistans; die Taliban sind in einer Anzahl von abgelegenen
Bezirken aktiv (Khaama Press 5.9.2016). In den letzten Monaten war die einst relativ friedliche Region - die Provinzen
Baghlan, Kunduz und Takhar - von heftigen ZusammenstéBen zwischen Taliban und Regierungskraften betroffen
(Khaama Press 24.1.2017; Khaama Press 15.5.2016; Global Times China 15.1.2017; vgl. auch: News Ghana 30.1.2017).

In der Provinz werden militdrische Operationen durchgefiihrt, um bestimmte Gegenden von Aufstandischen zu
befreien (Khaama Press 18.1.2017; Khaama Press 10.1.2017; Pajhwok 9.1.2017; Khaama Press 8.1.2017; Khaama Press
5.1.2016; Bakhtar News 22.8.2016). Bei diesen Militaroperationen hatten Aufstandische Verluste zu verzeichnen
(Pajhwok 9.1.2017; Bakhtar News 22.8.2016). In manchen Fallen wurden Talibankommandanten getétet (Tolonews
23.12.2016; Pajhwok 23.12.2016; Khaama Press 5.1.2016; Independent 27.2.2016).

[...]
Nangarhar

Die Provinz Nangarhar liegt im Osten von Afghanistan. Im Norden grenzt sie an die Provinzen Kunar und Laghman, im
Westen an die Hauptstadt Kabul und die Provinz Logar und den Gebirgszug Spinghar im Studen (Pajhwok o0.D.g). Die
Provinzhauptstadt Jalalabad ist 120 Kilometer von Kabul entfernt (Xinhua 10.2.2017). Die Bevolkerungszahl der Provinz
wird auf 1.545.448 geschatzt (CSO 2016)
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Im Zeitraum 1.9.2015 - 31.5.2016 wurden in der Provinz Nangarhar 1.901 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert (EASO
11.2016).

Seit dem Auftreten des Islamischen Staates in der bergreichen Provinz Nangarhar kommt es zu Zusammensto3en
zwischen Sicherheitskrafte und IS-Aufstandischen (Xinhua 18.2.2017; vgl. auch: Xinhua 10.2.2017). Die Aktivitaten des
Islamischen Staates in der Provinz sind auf einige Gebiete in Nangarhar beschrankt (Tolonews 19.2.2017). Berichten
zufolge sind dies insbesondere die Distrikte Achin, Kot, Haska Mina, sowie andere abgelegene Distrikte in Nangarhar
(Khaama Press 22.1.2017).

In der Provinz werden regelmaRig Luftangriffe gegen den Islamischen Staat durchgefuhrt (UN GASC 13.12.2016; vgl.
auch: Khaama Press 21.2.2017; Khaama Press 14.2.2017; ICT 7.2.2017; Global Times 28.1.2017; Khaama Press
29.12.2016). Auch werden regelmaBig militarische Operationen durchgefiihrt, um bestimmte Gegenden von
Aufstandischen zu befreien (UN GASC 13.12.2016; vgl. auch: Khaama Press 16.2.2017; Khaama Press 14.2.2017; Xinhua
10.2.2017; Xinhua 14.1.2017; Pajhwok 26.7.2016); getdtet wurden dabei hochrangige Fuhrer des IS (Khaama Press
16.2.2017; Xinhua 10.2.2017; vgl. auch:

Shanghai Daily 4.2.2017), aber auch Anflhrer der Taliban (Khaama Press 29.12.2017). In manchen Teilen der Provinz
hat sich die Sicherheitslage aufgrund von militdrischen Operationen verbessert (Pajhwok 19.9.2016). Einem
hochrangigen Beamten zufolge, werden die afghanischen Sicherheitskrafte weiterhin Druck auf Sympathisanten des IS
in Ostafghanistan austben, um zu verhindern, dass diese sich in den Distrikten Nangarhars oder anderen Provinzen

ausweiten (Khaama Press 24.1.2017).

[...]
Kabul

Die Provinzhauptstadt von Kabul und gleichzeitig Hauptstadt von Afghanistan ist Kabul Stadt. Die Provinz Kabul grenzt
im Nordwesten an die Provinz Parwan, im Nordosten an Kapisa, im Osten an Laghman, Nangarhar im Stdosten, Logar
im Stden und (Maidan) Wardak im Sudwesten. Kabul ist mit den Provinzen Kandahar, Herat und Mazar durch die
sogenannte RingstralRe und mit Peshawar in Pakistan durch die Kabul-Torkham Autobahn verbunden. Die Stadt hat 22
Stadtgemeinden und 14 administrative Einheiten (Pajhwok 0.D.z). Die Bevélkerungszahl der Provinz wird auf 4.523.718
geschatzt (CSO 2016).

Im Zeitraum 1.9.2015 - 31.5.2016 wurden im Distrikt Kabul 151 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert (EASO 11.2016).

Im Zeitraum 1.9.2015. - 31.5.2016 wurden in der gesamten Provinz Kabul 161 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert
(EASO 11.2016).

Die afghanische Regierung behalt die Kontrolle Uber Kabul, groRere Transitrouten, Provinzhauptstadte und fast alle
Distriktzentren (USDOD 12.2015). Aufstandischengruppen planen oft Angriffe auf Gebdude und Individuen mit
afghanischem und amerikanischem Hintergrund: afghanische und US-amerikanische Regierungseinrichtungen,
auslandische Vertretungen, militarische Einrichtungen, gewerbliche Einrichtungen, Buros von
Nichtregierungsorganisation, Restaurants, Hotels und Gastehduser, Flughdfen und Bildungszentren (Khaama Press
13.1.2017). Nach einem Zeitraum langer andauernder relativer Ruhe in der Hauptstadt, explodierte im Janner 2017 in
der Nahe des afghanischen Parlaments eine Bombe; bei diesem Angriff starben mehr als 30 Menschen (DW 10.1.2017).
Die Taliban bekannten sich zu diesem Vorfall und gaben an, hochrangige Beamte des Geheimdienstes waren ihr Ziel
gewesen (BBC News 10.1.2017).

In der Provinz Kabul finden regelmaRig militarische Operationen statt (Afghanistan Times 8.2.2017; Khaama Press
10.1.2017; Tolonews 4.1.2017a; Bakhtar News 29.6.2016). Taliban Kommandanten der Provinz Kabul wurden getotet
(Afghan Spirit 18.7.2016). Zusammensto3en zwischen Taliban und Sicherheitskraften finden statt (Tolonews 4.1.2017a).

Regierungsfeindliche Aufstandische greifen regelmaRig religidse Orte, wie z.B. Moscheen, an. In den letzten Monaten
haben eine Anzahl von Angriffen, gezielt gegen schiitische Muslime, in Hauptstadten, wie Kabul und Herat
stattgefunden (Khaama Press 2.1.2017; vgl. auch: UNAMA 6.2.2017).

Medizinische Versorgung

Die Datenlage zur medizinischen Versorgung in Afghanistan bleibt duf3erst lickenhaft. In vielen Bereichen liegen Daten
nur unzuverlassig oder nur altere statistische Erhebungen der afghanischen Regierung oder der



Weltgesundheitsorganisation vor. Besonders betroffen von unzureichender Datenlage sind hierbei die stdlichen und
stidwestlichen Provinzen (AA 9.2016).

Gemal} der afghanischen Verfassung ist die primare Gesundheitsversorgung in offentlichen Einrichtungen, inklusive
Medikamente, kostenfrei [Anm.: siehe dazu afghanische Verfassung

Artikel 52, (Max Planck Institute 27.1.2004)].

Im regionalen Vergleich fallt die medizinische Versorgung weiterhin drastisch zurtick (AA 9.2016). Dennoch hat das
afghanische Gesundheitssystem in der letzten Dekade ansehnliche Fortschritte gemacht (The World Bank Group
10.2016; vgl. auch: AA 9.2016). Dies aufgrund einer soliden o&ffentlichen Gesundheitspolitik, innovativer
Servicebereitstellung, sorgfaltiger Uberwachung und Evaluierung, sowie Entwicklungshilfe. Trotz signifikanter
Verbesserungen im Bereich des Deckungsgrades und der Qualitdt der Gesundheitsservices, wie auch einer
Reduzierung der Sterberate von Muttern, Sduglingen und unter 5-jdhrigen, sind die afghanischen
Gesundheitsindikatoren weiterhin schlechter als die der Niedrigeinkommenslander. Des Weiteren hat Afghanistan eine
der hochsten Unterernadhrungsraten der Welt. Etwa 41% der Kinder unter 5 Jahren leiden unter chronischer
Untererndhrung. Sowohl Frauen als auch Kinder leiden an Vitamin- und Mineralstoffmangel (The World Bank Group
10.2016).

Die medizinische Versorgung leidet trotz erkennbarer und erheblicher Verbesserungen landesweit weiterhin an
unzureichender Verflgbarkeit von Medikamenten und Ausstattung der Kliniken, insbesondere aber an fehlenden
Arztinnen und Arzten, sowie gut qualifiziertem Assistenzpersonal (v.a. Hebammen). Im Jahr 2013 stand 10.000
Einwohnern Afghanistans ca. eine medizinisch qualifiziert ausgebildete Person gegentber. Auch hier gibt es
bedeutende regionale Unterschiede innerhalb des Landes, wobei die Situation in den Nord- und Zentralprovinzen um
ein Vielfaches besser ist als in den Siid- und Ostprovinzen (AA 9.2016).

Erhebliche Fortschritte der letzten Dekade sind: Die Miitter- und Kindersterblichkeitsrate hat sich signifikant reduziert;
die Sterberate von Kindern unter 5 Jahren ist von 257 auf 55 pro 1.000 Lebendgeburten gesunken, die
Sauglingssterblichkeitsrate von 165 auf

45. Die Muttersterblichkeitsrate ist auf 327 bei 100.000 Lebendgeburten gesunken (WB 2.11.2016). Im Vergleich dazu
betrug die Mduttersterblichkeitsrate im Jahr 2002 noch 1.600. Die Zahl funktionierender Gesundheitsanstalten
verbesserte sich von 496 im Jahr 2002 auf 2.000 im Jahr 2012. Proportional dazu erhohte sich die Zahl der Anstalten
mit weiblichem Personal (WB 2.11.2016). Bei 34% der Geburten war ausgebildetes Gesundheitspersonal anwesend.
Schatzungen der UN Population Division zufolge, verwenden 23% der Frauen in gebarfahigem Alter moderne
Methoden der Empféangnisverhitung (USDOS 13.4.2016).

Ethnische Minderheiten

In Afghanistan leben laut Schatzungen vom Juli 2016 mehr als 33.3 Millionen Menschen (CIA 12.11.2016). Zuverlassige
statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren nicht
(Staatendokumentation des BFA 7.2016).

Schatzungen zufolge, sind: 40% Pashtunen, rund 30% Tadschiken, ca. 10% Hazara, 9% Usbeken. Auch existieren noch
andere ethnische Minderheiten, wie z.B. die Aimaken, die ein Zusammenschluss aus vier semi-nomadischen Stammen
mongolisch, iranischer Abstammung sind, sowie die Belutschen, die zusammen etwa 4 % der Bevolkerung ausmachen
(GIZ 1.2017).

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: "Die Nation Afghanistans besteht aus den Volkerschaften der
Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimaqg, Araber, Kirgisen,
Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Volkerschaften. Das Wort ,Afghane' wird fiir jeden Staatsbirger der Nation
Afghanistans verwendet."

(Staatendokumentation des BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schitzt sémtliche ethnische Minderheiten. Neben
den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung (Art. 16) sechs weiteren Sprachen ein
offizieller Status in jenen Gebieten eingerdumt, wo die Mehrheit der Bevdlkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht.
Diese weiteren in der Verfassung genannten Sprachen sind Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani
und Pamiri (AA 9.2016; vgl. auch: Max Planck Institut 27.1.2004). Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale
Gruppen ausgeschlossen werden. Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben.



Nichtsdestotrotz, beschweren sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in
Provinzen haben, in denen sie eine Minderheit darstellen (USDOS 13.4.2016).

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung verankert. Falle von Sippenhaft oder sozialer
Diskriminierung sind jedoch nicht auszuschlieen und kommen vor allem in Dorfgemeinschaften auf dem Land haufig
vor (AA 9.2016). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten weiterhin in Konflikten und
Totungen (USDOS 13.4.2016).

Kinder

Die Situation der Kinder hat sich in den vergangenen Jahren verbessert. So werden mittlerweile rund zwei Drittel aller
Kinder eingeschult. Madchen waren unter der Taliban-Herrschaft fast vollstandig vom Bildungssystem ausgeschlossen
(AA 9.2016). Das Bildungsministerium gibt die Zahl der Schiler/innen mit ca. 9 Millionen an, davon sind etwa 40%
Madchen (USAID 19.12.2016). Der Anteil der Madchen nimmt jedoch mit fortschreitender Klassen- und Bildungsstufe
ab. Aber auch geografisch gibt es Unterschiede. Den geringsten Madchen-Anteil findet man im Stden und Stidwesten
des Landes (Helmand, Uruzgan, Zabul und Paktika) (AA 9.2016).

Der gewaltfreie Umgang mit Kindern hat sich in Afghanistan noch nicht als Normalitat durchsetzen kénnen.
Kérperliche Zichtigung und Ubergriffe im familiaren Umfeld, in Schulen oder durch die afghanische Polizei sind
verbreitet. Dauerhafte und durchsetzungsfahige Mechanismen seitens des Bildungsministeriums, das Gewaltpotenzial
einzudammen, gibt es nicht. Gerade in landlichen Gebieten gehort die Austbung von Gewalt zu den gebrduchlichen
Erziehungsmethoden an Schulen. Das Curriculum fir angehende Lehrer beinhaltet immerhin Handreichungen zur
Vermeidung eines gewaltsamen Umgangs mit Schulern (AA 9.2016).

Bacha Bazi (Bacha Bazi) - Tanzjungen

In weiten Teilen Afghanistans, vor allem in den Rangen von Armee und Polizei, aber nicht nur dort, ist der sexuelle
Missbrauch von Kindern und Jugendlichen nach wie vor ein grof3es Problem. Das Thema ist gesellschaftlich tabuisiert
und wird nicht selten unter dem Deckmantel kultureller Gepflogenheiten ("Bacha Bazi", so genannte "Tanzjungen")
verschwiegen oder verharmlost (AA 9.2016). Ublicherweise sind die Jungen zwischen 10 und 18 Jahre alt (SBS
20.12.2016; vgl. auch: AA 9.2016); viele von ihnen werden weggeben, sobald sie erste Anzeichen eines Bartes haben
(SBS 21.12.2016). Viele der Jungen wurden entfihrt und manchmal werden sie von ihren Familien, aufgrund von
Armut, an die Tater verkauft (SBS 20.12.2016; vgl. auch: AA 9.2016).

Die afghanische Menschenrechtskommission AIHRC hat sich 2014 mit einer nationalen Studie des Themas
angenommen. Ein GroBteil der Tater hat keinerlei Unrechtsbewusstsein. Die Jungen werden oft weiter gehandelt oder
auch getotet. Die Jungen und ihre Familien werden oft von ihrer sozialen Umgebung verstol3en; eine polizeiliche
Aufklarung findet nicht statt. (AA 9.2016)

Das von der AIHRC geleitete Komitee zum Thema Bacha Bazi, reichte beim Justizministerium einen Gesetzesentwurf
ein, um diese Praxis zu kriminalisieren. Nach intensiver medialer Auseinandersetzung uber vermeintliche
Misshandlungen durch afghanische Sicherheitskrafte, ordnete der Prasident am 23. September 2015, die Schaffung
einer Organisation - bestehend aus dem Buro der Generalstaatsanwaltschaft, dem Innenministerium und der AIHRC -

um sexuellen Missbrauch von Kindern zu verhindern und die Tater zur Rechenschaft zu ziehen (UN GASC 10.12.2015).

Die UNAMA unterstitze weiterhin Bemuihungen der AIHRC Bacha Bazi, und andere Formen sexuellen Missbrauchs,
vorzubeugen und zu kriminalisieren: sie drangte die afghanische Regierung Bacha Bazi zu kriminalisieren, indem die
von einer Kommission entworfenen und vorgeschlagenen Gesetze, durch ein Prasidialdekret bestatigt werden sollen.
Derzeit gibt es sehr wenige Leistungen und Unterstitzungsmechanismen fur Opfer von Bacha Bazi - oftmals werden
sie selbst bestraft (UNAMA 6.2.2017).

Kinderarbeit

Das Arbeitsgesetz in Afghanistan setzt das Mindestalter fur Arbeit mit 18 Jahren fest, erlaubt 14 -Jdhrigen als Lehrlinge
zu arbeiten, sowie 15-Jahrigen (und alter) "einfache Arbeit" zu verrichten. Ebenso durfen 16- und 17-Jahrige bis zu 35
Stunden pro Woche arbeiten. Unter 14-Jahrigen ist es unter gar keinen Umstanden erlaubt zu arbeiten. Das
Arbeitsgesetz verbietet die Anstellung von Kindern in Bereichen, die ihre Gesundheit gefdhrden. In Afghanistan
existiert eine Liste, die gefahrliche Jobs definiert - dazu zahlen:



Arbeit in Bergbau, Betteln, Abfallentsorgung und Mullverbrennung, arbeiten an Schmelzdfen, sowie grof3en
Schlachthéfen, arbeiten mit Krankenhausabfall oder Drogen, arbeiten als Sicherheitspersonal und Arbeit im Kontext
von Krieg (USDOS 13.4.2016).

Afghanistan hat die Konvention zum Schutze der Kinder ratifiziert. Kinderarbeit ist in Afghanistan somit offiziell
verboten. Dennoch haben im Jahr 2014 laut AIHRC (Children's Situation Summary Report vom 14. Dezember 2014)
51,8% der Kinder auf die ein oder andere Weise gearbeitet. Viele Familien sind auf die Einkunfte, die ihre Kinder
erwirtschaften, angewiesen. Daher ist die konsequente Umsetzung eines Kinderarbeitsverbots schwierig. Es gibt
allerdings Programme, die es Kindern erlauben sollen, zumindest neben der Arbeit eine Schulausbildung zu
absolvieren. Auch ein maximaler Stundensatz und MafBnahmen zum Arbeitsschutz (wie z. B. das Tragen einer
Schutzmaske beim Teppichknlpfen) wurden gesetzlich geregelt. Der Regierung fehlt es allerdings an
durchsetzungsféhigen Uberpriifungsmechanismen dieser gesetzlichen Regelungen. 6,5 Millionen Kinder gelten als
Gefahren ausgesetzt (AA 9.2016). Allgemein kann gesagt werden, dass schwache staatliche Institutionen die effektive
Durchsetzung des Arbeitsrechts hemmen und die Regierung zeigt nur geringe Bemuhungen, Kinderarbeit zu

verhindern oder Kinder aus ausbeuterischen Verhaltnissen zu befreien (USDOS 13.4.2016).

Kinderarbeit bleibt ein tiefgreifendes Problem. Das Arbeitsministerium verweigerte Schatzungen zu den Zahlen der
arbeitenden Kinder in Afghanistan und begrindete dies mit fehlenden Daten und Mangeln bei der
Geburtenregistrierung. Dies schrankte, die ohnehin schwachen Kapazitaten der Behdérden bei der Durchsetzung des
Mindestalters fur Arbeit ein. Berichten zufolge, wurden weniger als 10% der Kinder bei Geburt registriert. In einem
Bericht der AIHRC, gaben 22% der Befragten an, arbeitende Kinder zu haben. Kinder sind bei der Arbeit einer Anzahl
von Gesundheits- und Sicherheitsrisiken ausgesetzt; Berichte existieren wonach Kinder sexuellem Missbrauch durch
erwachsene Arbeiter ausgesetzt waren (USDOS 13.4.2016).

Das Gesetz besagt, dass die Verhaftung eines Kindes als letztes Mittel und nur fur die kirzest mogliche Zeit
vorgenommen werden soll. Berichten zufolge mangelt es Kinder in Jugendhaftanstalten landesweit an Zugang zu
adaquatem Essen, Gesundheitsvorsorge und Bildung. Verhafteten Kindern wurden oftmals Basisrechte wie z.B. die
Unschuldsvermutung, das Recht auf einen Anwalt, oder das Recht auf Information Uber die Haftgriinde usw., sowie
das Recht nicht zu einem Gestandnis gezwungen zu werden, verwehrt. Das Gesetz sieht eine eigene
Jugendgerichtsbarkeit vor, limitierte Ressourcen ermdglichten bisher aber nur Jugendgerichte in sechs Gebieten: Kabul,
Herat, Balkh, Kandahar, Jalalabad und Kunduz. In anderen Provinzen, in denen keine speziellen Gerichte existieren,
fallen Kinder unter die Zustandigkeit allgemeiner Gerichte. In manchen Falle nahmen die Behérden die Opfer, als zu
bestrafende wahr, da sie Schande (ber die Familie gebracht haben, indem sie Missbrauch anzeigten. In manchen
Fallen wurden misshandelte Kinder von den Behoérden verhaftet, wenn sie nicht zu ihren Familien zurlickgebracht
werden konnten und keine anderen Zufluchtsstatten existierten. Auch gab es Vorwiirfe wonach die Behdrden Kinder
oft stellvertretend fir verwandte Tater verhafteten (USDOS 13.4.2016).

Bildungssystem in Afghanistan

In Afghanistan gibt es zwei parallele Bildungssysteme. Religidse Bildung liegt in der Verantwortung des Klerus in den
Moscheen, wahrend die Regierung kostenfreie Bildung an staatlichen Einrichtungen bietet. Im Alter von 7 bis 13 Jahren
gehen die Schiler in die Primarschule. Darauf folgen 3 Jahre Mittelschule. Studieninteressenten muissen am Ende
dieses Abschnitts ein Examen bestehen. In der Sekundarschule haben die Schiiler/innen die Wahl entweder fur 3
weitere Jahre den akademischen Weg einzuschlagen, welcher weiter zur Universitat fiihren kann; oder Themen wie
angewandte Landwirtschaft, Luftfahrt, Kunst, Handel etc. zu lernen. Beide Programme enden mit einem "Bacculuria”-
Examen. Aus- und Weiterbildung: Bildungseinrichtungen umfassen auch Berufsschulen, technische Hochschulen und
tertidre Institute wie das Kabul Polytechnic Institute. Viele Einrichtungen, unter der Leitung des Ministeriums fur Arbeit
und Soziales, bieten Trainings an. Auch das Ministerium fur Bildung betreibt eine Abteilung fir Weiterbildung (41
Schulen), die Unterstltzung bieten. Diese fokussieren sich hauptsachlich auf Mechanik, Tischlerei, Sanitar,
Metallarbeiten, Friseur, Schneiderei und Birotétigkeiten. Offentliche Schulen und Kindergirten sind bis zum
Universitatslevel kostenlos. Private Bildungseinrichtungen und Universitaten missen bezahlt werden.

Kinderbetreuung: Es gibt einige staatlich finanzierte und verwaltete Kindergarten. Diese gewdhren Kindern von
Mitarbeiter/innen kostenfreien Zugang (IOM 2016).



Viele Kinder sind unterernahrt. Ca. 10% (laut offizieller Statistik 91 von 1.000, laut Weltbank 97 von 1.000) der Kinder
sterben vor ihrem flnften Geburtstag. StralRenkinder gehdéren zu den am wenigsten geschitzten Gruppen
Afghanistans und sind jeglicher Form von Missbrauch und Zwang ausgesetzt (AA 9.2016).

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zur Staatsangehdrigkeit und zur Herkunft des BF, zu seiner Volksgruppenzugehdrigkeit und seiner
familidren Situation in Afghanistan und Osterreich ergeben sich aus den diesbeziiglich gleichbleibendem und
glaubwurdigen Vorbringen der Mutter des BF im Rahmen der Einvernahme vor der belangten Behérde.

Die Landerfeststellungen grinden auf dem Landerinformationsblatt des BFA, Stand 02.03.2017 mit Aktualisierung vom
21.12.2017 und den jeweils angefiihrten Landerberichten angesehener staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen.
Angesichts der Seriositat der Quellen und der Plausibilitat ihrer Aussagen besteht kein Grund, an der Richtigkeit der
Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur Situation in Afghanistan zugrunde gelegt werden konnten.

Fir den BF wurden keine eigenen asylrelevanten Fluchtgriinde vorgebracht.

Der BF lebt gemeinsam mit seinen Eltern in einem Familienverband und wird von ihnen versorgt und beschuitzt. Es ist
daher nicht davon auszugehen, dass der BF in Afghanistan von Kinderarbeit oder sexuellem Missbrauch betroffen
ware. Da der BF erst 7 Monate alt ist, kann nicht angenommen werden, dass ihm aktuell in Afghanistan eine

Zwangsverheiratung, Gewalt, sexuelle Ausbeutung oder Ahnliches drohen wiirde.
3. Rechtliche Beurteilung:

Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten BGBI. | Nr. 100/2005; AsylG 2005)
und ist auf die ab diesem Zeitpunkt gestellten Antrage auf internationalen Schutz, sohin auch auf den vorliegenden,

anzuwenden.

§ 7 Abs. 1 Z 1 BFA-Verfahrensgesetz, BGBI | Nr. 87/2012 idgF (BFA-VG), entscheidet Uber Beschwerden gegen
Entscheidungen (Bescheide) des Bundesamtes fuir Fremdenwesen und Asyl das Bundesverwaltungsgericht.

Gemdall & 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz, BGBI. . Nr. 10/2013 (BVwWGG), entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist. Gegenstandlich liegt Einzelrichterzustandigkeit vor.

Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht gemaf3 8
28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF (VWGVG), die Rechtssache durch Erkenntnis zu

erledigen.
Zu A)

GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemall 88 4, 4a oder 5 AsylG 2005 zurtickzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Fluchtlingskonvention droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in 8 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005,

die auf Artikel 9 der Statusrichtlinie verweist).

Gemal 8 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Antrag auf internationalen Schutz beziglich der Zuerkennung des Status des

Asylberechtigten abzuweisen, wenn
1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oder
2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (8 6) gesetzt hat.

Flichtling im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Fliichtlingskonvention ist, wer sich aus der begriindeten Furcht
vor Verfolgung wegen der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Uberzeugung auRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich aulRerhalb des
Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt

ist, in dieses Land zurtckzukehren.

Zentraler Aspekt dieses Fluchtlingsbegriffs ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Eine wohlbegriindete Furcht
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vor Verfolgung liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter BerUcksichtigung der
Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
aus Konventionsgrunden furchten wurde (vgl. VwGH 05.09.2016, Ra 2016/19/0074 uva.). Verlangt wird eine
"Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
Sphare des Einzelnen zu verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes
des Heimatstaates bzw. der Rickkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr muss
ihre Ursache in den in der Genfer Flichtlingskonvention genannten Griinden haben und muss ihrerseits Ursache daftr
sein, dass sich die betreffende Person auBerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes
befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes
zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in
Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr (vgl. VWGH 10.06.1998, 96/20/0287). Nach standiger Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes kommt einer von Privatpersonen bzw. privaten Gruppierungen ausgehenden, auf einem
Konventionsgrund beruhenden Verfolgung Asylrelevanz zu, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist,
diese Verfolgungshandlungen hintan zu halten (VWGH 24.02.2015, Ra 2014/18/0063); auch eine auf keinem
Konventionsgrund beruhende Verfolgung durch Private hat aber asylrelevanten Charakter, wenn der Heimatstaat des
Betroffenen aus den in Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention genannten Grinden nicht bereit ist,
Schutz zu gewahren (vgl. VwGH 28.01.2015, Ra 2014/18/0112 mwN). Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung
kann nur dann zur Asylgewahrung fihren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens
der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (vgl. VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 mwN).

Die Voraussetzung der "wohlbegriindeten Furcht" vor Verfolgung wird in der Regel aber nur erfillt, wenn zwischen den
Umstanden, die als Grund fir die Ausreise angegeben werden, und der Ausreise selbst ein zeitlicher Zusammenhang
besteht (vgl. VwGH 17.03.2009, 2007/19/0459). Relevant kann nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei
Bescheiderlassung vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob
der Asylwerber mit maligeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer
Fluchtlingskonvention genannten Griinden zu beflirchten habe (vgl. u.a. VwGH 20.06.2007, 2006/19/0265 mwN).

Eigene und in seiner Person liegende Grinde einer asylrelevanten Verfolgung des BF in seinem Herkunftsstaat sind
nicht hervorgekommen und wurden solche von seiner Mutter auch nicht geltend gemacht. Eine wohlbegriindete
Furcht vor Verfolgung liegt beim BF zum relevanten Zeitpunkt nicht vor.

Im vorliegenden Fall liegt ein Familienverfahren iSd§ 34 AsylG 2005 bezlglich der Verfahren der Eltern des BF und des
BF vor:

Da keinem anderen Familienmitglied der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kommt fir den BF eine
Zuerkennung des Asylstatus aufgrund des vorliegenden Familienverfahrens nicht in Betracht.

Zum Entfall der mundlichen Verhandlung:

Die Voraussetzungen fur ein Absehen von der Verhandlung gem.§ 21 Abs. 7 BFA-VG, wonach eine mundliche
Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entspricht, sind im gegenstandlichen Fall erfillt, zumal in den entscheidungswesentlichen Punkten die Beschwerde
dem angefochtenen Bescheid nicht ausreichend substantiiert entgegen trat. Der Antrag auf Abhaltung einer
mundlichen Verhandlung reicht aber bei sonstigem Vorliegen der Voraussetzung des § 21 Abs. 7 BFA-VG nicht aus, um
eine Verhandlungspflicht zu begriinden (vgl. VwGH 17.11.2016, Ra 2016/21/0316; 28.05.2014, 2014/20/0017 und 0018;
22.11.2006, 2005/20/0406 u. v. a.).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal Artikel 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab (vgl. die oa. Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes)
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noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch
nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind somit weder in der
gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
hervorgekommen.
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